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Satzung über Gebühren für die Entwässerung 
der Grundstücke im Stadtgebiet Hilden 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Art. 7 des Gesetzes vom 23.10.2012 (GV. 
NRW. 2012 S. 474), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Okto-
ber 1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 
2011, S. 687) und der §§ 53 c, 65 des Wasserge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
16.3.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff.) hat der Rat 
der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 10.04.2013 
die folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 1 Abwassergebühren und Abwasserabgabe 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen 

Abwasseranlage erhebt die Stadt Hilden 
(nachfolgend „Stadt“ genannt) nach §§ 4 
Abs. 2, 6 KAG NRW und § 53 c LWG Abwas-
sergebühren (Benutzungsgebühren) zur De-
ckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 
KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 
7 Abs. 1 KAG NRW. Die Abwasserabgabe für 
eigene Einleitungen der Stadt sowie die 
Abwasserabgabe, die von Abwasserverbän-

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) (GV. NRW. 1994, 
S. 666), zuletzt geändert durch Art. 7 des Geset-
zes vom 23.10.2012  (GV. NRW. 2012 S. 474) Art. 
2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. 
2015, S. 496), in der jeweils geltenden Fassung, 
der § 1, 2, 4, 6 bis 8, und 10 und 12 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 687) 
Art. 2 des Gesetzes vom 08. September 2015 
(GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils gelten-
den Fassung, und der §§ 53 c, 65 des Wasserge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG 
NRW)  des § 54 des Landeswassergesetzes NRW 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt ge-
ändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 16.3.2010 
(GV. NRW. 2010, S. 185ff.) Gesetz vom 08. Juli 
2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils 
geltenden Fassung sowie des Nordrhein-
Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Ab-
wasserabgabengesetz vom 08. Juli 2016 (Ab-
wAG NRW, GV. NRW. 2016. S. 559 ff.), in der 
jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt 
Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2017 die fol-
gende Satzung beschlossen: 
 
 
§ 1 Abwassergebühren und Abwasserabgabe 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen 

Abwasseranlage erhebt die Stadt Hilden 
(nachfolgend „Stadt“ genannt) nach §§ 4 
Abs. 2, 6 KAG NRW und § 53 c LWG § 54 
LWG NRW Abwassergebühren (Benutzungs-
gebühren) zur Deckung der Kosten im Sinne 
des § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Ver-
bandslasten nach § 7 Abs. 1 KAG NRW. 
Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen 
der Stadt (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG 



den auf die Stadt umgelegt wird, wird über 
die Abwassergebühren abgewälzt. 

 
 
 
(2) Wird für Grundstücke von Direkteinleitern 

die Abwasserabgabe nicht unmittelbar ge-
genüber dem Abwassereinleiter festgesetzt 
und ist die Stadt insoweit abgabepflichtig, 
so wird diese Abgabe in vollem Umfang 
vom Abwassereinleiter angefordert. Direk-
teinleiter sind diejenigen, die ohne An-
schluss ihrer Grundstücke an die öffentliche 
Abwasseranlage Schmutzwasser (auch 
Kühlwasser) einem Gewässer oder dem Un-
tergrund zuführen. 

 
(3) Die Abwassergebühren für die Beseitigung 

von Schmutz- und Niederschlagswasser 
werden getrennt und nach verschiedenen 
Maßstäben berechnet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
§ 2 Gebührenmaßstab (Schmutzwasser) 
 
(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwas-

serbeseitigung (Schmutzwassergebühr) wird 
nach der Menge des häuslichen und ge-
werblichen Schmutzwassers berechnet, das 
der Abwasseranlage von den angeschlosse-
nen Grundstücken zugeführt wird. Berech-
nungseinheit ist der Kubikmeter (m³) 
Schmutzwasser. 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der 

öffentlichen Wasserversorgungsanlage be-
zogene Frischwassermenge (§ 2 Abs.3) und 
die aus privaten Wasserversorgungsanlagen 
(z. B. Brunnen oder Brauchwassernutzungs-
anlagen) gewonnene Wassermenge, abzüg-
lich der auf dem Grundstück nachweisbar 
verbrauchten und zurückgehaltenen Was-
sermengen, die nicht in die öffentliche Ab-
wasseranlage eingeleitet werden (§ 2 Abs. 
5). 

 
 

NRW) sowie die Abwasserabgabe, die von 
Abwasserverbänden auf die Stadt umgelegt 
wird (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW), 
wird über die Abwassergebühren abgewälzt. 

 
(2) Wird für Grundstücke von Direkteinleitern 

die Abwasserabgabe nicht unmittelbar ge-
genüber dem Abwassereinleiter festgesetzt 
und ist die Stadt insoweit abgabepflichtig, so 
wird diese Abgabe in vollem Umfang vom 
Abwassereinleiter angefordert. Direkteinlei-
ter sind diejenigen, die ohne Anschluss ihrer 
Grundstücke an die öffentliche Abwasseran-
lage Schmutzwasser (auch Kühlwasser) ei-
nem Gewässer oder dem Untergrund zufüh-
ren. 

 
(3) Die Abwassergebühren für die Beseitigung 

von Schmutz- und Niederschlagswasser wer-
den getrennt und nach verschiedenen Maß-
stäben berechnet und erhoben. 

 
(4) Die Schmutzwassergebühr und die Nieder-

schlagswassergebühr sind grundstücksbe-
zogene Benutzungsgebühren und ruhen als 
öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 
Abs. 5 KAG NRW). 

 
 

§ 2 Gebührenmaßstab (Schmutzwasser) 
 
(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasser-

beseitigung (Schmutzwassergebühr) wird 
nach der Menge des häuslichen und gewerb-
lichen Schmutzwassers berechnet, das der 
Abwasseranlage von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt wird. Berechnungs-
einheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwas-
ser.  

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der 

öffentlichen Wasserversorgungsanlage be-
zogene Frischwassermenge (§ 2 Abs.3) und 
die aus privaten Wasserversorgungsanlagen 
(z. B. Brunnen oder Brauchwassernutzungs-
anlagen) gewonnene Wassermenge (§ 2 
Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück 
nachweisbar verbrauchten und zurückgehal-
tenen Wassermengen, die nicht in die öf-
fentliche Abwasseranlage eingeleitet werden 
(§ 2 Abs. 5). 

 
 



(3) Die dem Grundstück zugeführten Wasser-
mengen werden durch Wasserzähler ermit-
telt. Bei dem aus der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage bezogenen Wasser gilt 
die mit dem Wasserzähler gemessene Was-
sermenge, die von den Wasserversorgungs-
unternehmen bei der Erhebung des Wasser-
geldes für den Erhebungszeitraum zugrunde 
gelegte Menge, als Verbrauchsmenge. Hat 
ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß 
funktioniert, so wird die Wassermenge von 
der Stadt unter Zugrundelegung des Ver-
brauches des Vorjahres geschätzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Zur Ermittlung der Wassermengen aus pri-

vaten Wasserversorgungsanlagen hat der 
Gebührenpflichtige den Mengennachweis 
durch einen auf seine Kosten eingebauten 
und ordnungsgemäß funktionierenden 
Wasserzähler zu führen. Den Nachweis über 
den ordnungsgemäß funktionierenden 
Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflich-
tigen. 

 
 
Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau ei-
nes solchen Wasserzählers nicht zumutbar, 
so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen 
Anlagen zugeführte Wassermenge zu schät-
zen (z. B. auf der Grundlage der durch die 
wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten 
Entnahmemenge oder auf der Grundlage 
der Pumpleistung sowie Betriebsstunden 
der Wasserpumpe oder unter Berücksichti-

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wasser-
mengen werden durch Wasserzähler ermit-
telt. Bei dem aus der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage bezogenen Wasser gilt 
die mit dem Wasserzähler gemessene Was-
sermenge, die von den Wasserversorgungs-
unternehmen bei der Erhebung des Wasser-
geldes für den Erhebungszeitraum zugrunde 
gelegte Menge, als Verbrauchsmenge. Hat 
ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß 
funktioniert, so wird die Wassermenge von 
der Stadt unter Zugrundelegung des Ver-
brauches des Vorjahres geschätzt.  

 Die Datenübernahme vom örtlichen Was-
serversorger sowie die Datenspeicherung 
und Datennutzung der Wasserzähler-Daten 
des Wasserversorgers erfolgt, um dem Ge-
bührenpflichtigen die zweimalige Ablesung 
seines Wasserzählers zu ersparen. Sie 
dienst der ordnungsgemäßen Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (§ 46 
Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasserüber-
lassungspflicht durch den gebührenpflichti-
gen Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie zur 
verursachergerechten Abrechnung der 
Schmutzwassergebühr und zum Nachweis 
der rechtmäßigen Erhebung der Schmutz-
wassergebühr. Insoweit hat der Grund-
stückseigentümer als Gebührenschuldner 
den damit verbundenen Eingriff in das 
Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden. 

 
(4)  Zur Ermittlung der Wassermengen aus priva-

ten Wasserversorgungsanlagen (z. B. Brun-
nen oder Brauchwassernutzungsanlagen) 
hat der Gebührenpflichtige den Mengen-
nachweis durch einen auf seine Kosten ein-
gebauten und ordnungsgemäß messrichtig 
funktionierenden Wasserzähler nach § 2 
Abs. 5 dieser Satzung zu führen. Den Nach-
weis über den ordnungsgemäß messrichtig 
funktionierenden Wasserzähler obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. 
Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau ei-
nes solchen Wasserzählers nicht zumutbar, 
so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen An-
lagen zugeführte Wassermenge zu schätzen 
(z. B. auf der Grundlage der durch die was-
serrechtliche Erlaubnis festgelegten Ent-
nahmemenge oder auf der Grundlage der 
Pumpleistung sowie Betriebsstunden der 
Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung 



gung der statistischen Verbräuche in der 
Stadt). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn 
der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß 
funktioniert. 
 

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermen-
ge werden die auf dem Grundstück ander-
weitig verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen (sog. Wasserschwundmen-
gen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem 
öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der 
Nachweis der Wasserschwundmengen 
obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Ge-
bührenpflichtige ist grundsätzlich verpflich-
tet, den Nachweis durch eine auf seine Kos-
ten eingebaute, ordnungsgemäß funktionie-
rende und geeignete Messvorrichtung zu 
führen. Als Messvorrichtung ist nur ein ge-
eichter und fest installierter Zwischenzähler 
zulässig. Die Stadt ist berechtigt, den ord-
nungsgemäßen Zustand der Messvorrich-
tungen regelmäßig zu überprüfen. Nach Ab-
lauf der Eichfrist (6 Jahre) sind die Messvor-
richtungen neu zu eichen oder zu ersetzen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ist der Einbau von Messvorrichtungen nicht 
möglich, kann der Nachweis durch den Ge-
bührenpflichtigen auf seine Kosten durch 
andere geeignete Beweismittel erbracht 
werden. 
 

(6) Für landwirtschaftliche Betriebe ist der 
Nachweis der Wasserschwundmengen 
durch Messung mittels eines besonderen 
Wasserzählers zu erbringen. Dabei muss 
gewährleistet sein, dass über diesen Zähler 
nur solche Frischwassermengen entnom-

der statistischen Verbräuche in der Stadt). 
Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Was-
serzähler nicht ordnungsgemäß messrichtig 
funktioniert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge 

werden die auf dem Grundstück anderweitig 
verbrauchten oder zurückgehaltenen Was-
sermengen (sog. Wasserschwundmengen) 
abgezogen, die nachweisbar nicht dem öf-
fentlichen Kanal zugeführt werden. Der 
Nachweis der Wasserschwundmengen ob-
liegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebüh-
renpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, 
den Nachweis durch eine auf seine Kosten 
eingebaute, ordnungsgemäß messrichtig 
funktionierende und geeignete Messvorrich-
tung in Anlehnung an das Mess- und Eich-
recht (MessEG, Mess-EichV) zu führen. Als 
Messvorrichtung ist nur ein messrichtig  
funktionierender, geeichter und fest instal-
lierter Zwischenzähler zulässig. Die Stadt ist 
berechtigt, den ordnungsgemäßen Zustand 
der Messvorrichtungen regelmäßig zu über-
prüfen. Nach Ablauf der Eichfrist (6 Jahre) 
sind die Messvorrichtungen neu zu eichen 
oder zu ersetzen. 
Der Wasser(zwischen)zähler muss in Anleh-
nung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, 
Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut ge-
eicht werden oder durch einen neuen Was-
ser(zwischen)zähler mit einer Konformi-
tätserklärung des Herstellers ersetzt wer-
den. Aus der Konformitätserklärung muss 
sich ergeben, dass der Wasser(zwischen)- 
zähler messrichtig funktioniert. Der Nach-
weis über die messrichtige Funktion sowie 
Eichung des Wasser(zwischen)zählers ob-
liegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, findet eine Berück-
sichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

 Ist der Einbau von Messvorrichtungen nicht 
möglich, kann der Nachweis durch den Ge-
bührenpflichtigen auf seine Kosten durch 
andere geeignete Beweismittel erbracht 
werden. 

 
 (6) Für landwirtschaftliche Betriebe ist der 

Nachweis der Wasserschwundmengen  
durch Messung mittels eines besonderen 
Wasserzählers zu erbringen. Dabei muss ge-
währleistet sein, dass über diesen Zähler nur 
solche Frischwassermengen entnommen 



men werden können, die in der Landwirt-
schaft verwendet werden und deren Einlei-
tung in die öffentliche Abwasseranlage aus-
geschlossen ist. Ist bei landwirtschaftlichen 
Betrieben der Einbau eines Wasserzählers 
nach Satz 1 unzumutbar, wird die Wasser-
menge um 8 m³/Jahr für jedes Stück Groß-
vieh auf Antrag herabgesetzt. Maßgebend 
ist die Viehzahl an dem Stichtag der Vieh-
zählung des vorangegangenen Kalenderjah-
res. Für sonstige nicht eingeleitete Wasser-
mengen gilt § 2 Abs. 5 dieser Satzung ent-
sprechend. 

 
(7) Anträge auf Absetzung von Wasser-

schwundmengen sind bis zum Ablauf von 
zwei Monaten nach Bekanntgabe des Her-
anziehungsbescheides und unter Beifügung 
der erforderlichen Nachweise zu stellen. 
Nach Ablauf dieser Frist findet eine Berück-
sichtigung der Wasserschwundmengen 
nicht mehr statt (Ausschlussfrist). 

 
 
§ 3 Gebührensätze (Schmutzwasser) 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr beträgt je m³ 

Schmutzwasser 1,66 € und setzt sich zu-
sammen aus einer Abwasserreinigungsge-
bühr (0,84 €/m³ Schmutzwasser) und einer 
Abwasserableitungsgebühr (0,82 €/m³ 
Schmutzwasser). 

 
(2) Für industrielle und gewerbliche Abwässer, 

deren Ableitung oder Reinigung der Stadt 
erhöhte Kosten verursacht (z.B. Abwässer 
aus Molkereien, Brauereien usw.), ist eine 
laufende Zusatzgebühr zu zahlen; sie be-
trägt 20 v. H. der laufenden Schmutzwas-
sergebühren. 

 
(3) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in 

einzelnen Ortsteilen vor Einleitung des 
Schmutzwassers in die öffentlichen Abwas-
seranlage eine Vorklärung oder sonstige 
Vorbehandlung des Schmutzwassers auf 
dem Grundstück verlangt und entsprechend 
durchgeführt, ermäßigt sich die Schmutz-
wassergebühr um die Hälfte. Dies gilt nicht 
für Grundstücke mit industriellen, gewerbli-
chen oder sonstigen Betrieben, bei denen 
die Vorklärung oder Vorbehandlung ledig-
lich bewirkt, dass das Schmutzwasser dem 

werden können, die in der Landwirtschaft 
verwendet werden und deren Einleitung in 
die öffentliche Abwasseranlage ausgeschlos-
sen ist. Ist bei landwirtschaftlichen Betrieben 
der Einbau eines Wasserzählers nach Satz 1 
unzumutbar, wird die Wassermenge um 8 
m³/Jahr für jedes Stück Großvieh auf Antrag 
herabgesetzt. Maßgebend ist die Viehzahl an 
dem Stichtag der Viehzählung des vorange-
gangenen Kalenderjahres. Für sonstige nicht 
eingeleitete Wassermengen gilt § 2 Abs. 5 
dieser Satzung entsprechend. 

 
 
(7) Anträge auf Absetzung von Wasser-

schwundmengen sind bis zum Ablauf von 
zwei Monaten nach Bekanntgabe des Heran-
ziehungsbescheides schriftlich und unter 
Beifügung der erforderlichen Nachweise zu 
stellen. Nach Ablauf dieser Frist findet eine 
Berücksichtigung der Wasserschwundmen-
gen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). 

 
 
§ 3 Gebührensätze (Schmutzwasser) 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr beträgt je m³ 

Schmutzwasser 1,79 € und setzt sich zu-
sammen aus einer Schmutzwasserreini-
gungsgebühr (0,96 €/m³ Schmutzwasser) 
und einer Schmutzwasserableitungsgebühr 
(0,83 €/m³ Schmutzwasser). 

 
(2) Für industrielle und gewerbliche Abwässer, 

deren Ableitung oder Reinigung der Stadt 
erhöhte Kosten verursacht (z.B. Abwässer 
aus Molkereien, Brauereien usw.), ist eine 
laufende Zusatzgebühr zu zahlen; sie beträgt 
20 v. H. der laufenden Schmutzwasserge-
bühren.  

 
(3) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in 

einzelnen Ortsteilen vor Einleitung des 
Schmutzwassers in die öffentlichen Abwas-
seranlage eine Vorklärung oder sonstige 
Vorbehandlung des Schmutzwassers auf 
dem Grundstück verlangt und entsprechend 
durchgeführt, ermäßigt sich die Schmutz-
wassergebühr um die Hälfte. Dies gilt nicht 
für Grundstücke mit industriellen, gewerbli-
chen oder sonstigen Betrieben, bei denen 
die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich 
bewirkt, dass das Schmutzwasser dem 



durchschnittlichen Verschmutzungsgrad 
und der üblichen Verschmutzungsart der 
eingeleiteten Schmutzwässer entspricht. 
Die Ermäßigung entfällt mit dem Wegfall 
der Notwendigkeit einer Vorklärung oder 
Vorbehandlung des Schmutzwassers auf 
dem Grundstück. 

 
(4) Bei Gebührenpflichtigen, die nach § 7 Abs. 1 

Satz 4 KAG NW von einem Entwässerungs-
verband zu Verbandslasten oder -abgaben 
herangezogen werden, ermäßigt sich die 
Schmutzwassergebühr um die Schmutzwas-
serreinigungsgebühr gemäß § 3 Abs. 1 die-
ser Satzung. 

 
 
§ 4 Gebührenmaßstab (Niederschlagswasser) 
 

(1) Die Abwassergebühr für die Niederschlags-
wasserbeseitigung (Niederschlagswasserge-
bühr) wird nach der bebauten (bzw. überbau-
ten) und/oder befestigten Grundstücksfläche 
bemessen, von der aus Niederschlagswasser 
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebun-
den abflusswirksam in die öffentliche Abwas-
seranlage gelangen kann. Zu den bebau-
ten(bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Grundstücksflächen zählen auch Gebäude-
überstände (z.B. Arkaden, Dachüberstände), 
die über die Grundstücksgrenze hinausgehen. 
Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt 
insbesondere vor, wenn Niederschlagswasser 
von bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des 
Gefälles in die öffentliche Abwasseranlage 
gelangen kann. Berechnungseinheit für die 
Niederschlagswassergebühr ist die Quadrat-
meterzahl (m²) der vorgenannten Grund-
stücksfläche. 

 
(2) Grundstücksflächen nach Abs. 1 werden in 

drei Klassen eingeteilt: 
 

a) Klasse 1 (Wasserundurchlässige Flächen, 
insbesondere Asphalt, Beton, Pflaster, Ver-
bundsteine, Normaldächer (Dächer, die kei-
ne Gründächer sind)), 

 
b) Klasse 2 (eingeschränkt wasserdurchlässige 

Flächen, insbesondere Schotter, Kies, Splitt, 
Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Po-
renpflaster, Betonpflaster mit Sickerfugen), 

durchschnittlichen Verschmutzungsgrad und 
der üblichen Verschmutzungsart der einge-
leiteten Schmutzwässer entspricht. Die Er-
mäßigung entfällt mit dem Wegfall der Not-
wendigkeit einer Vorklärung oder Vorbe-
handlung des Schmutzwassers auf dem 
Grundstück. 

 
(4) Bei Gebührenpflichtigen, die nach § 7 Abs. 1 

Satz 4 KAG NW von einem Entwässerungs-
verband zu Verbandslasten oder -abgaben 
herangezogen werden, ermäßigt sich die 
Schmutzwassergebühr um die Schmutzwas-
serreinigungsgebühr gemäß § 3 Abs. 1 dieser 
Satzung. 

 
 
§ 4 Gebührenmaßstab (Niederschlagswasser) 
 
(1) Die Abwassergebühr für die Niederschlags-

wasserbeseitigung (Niederschlagswasserge-
bühr) wird nach der bebauten (bzw. über-
bauten) und/oder befestigten Grundstücks-
fläche bemessen, von der aus Nieder-
schlagswasser leitungsgebunden oder nicht 
leitungsgebunden abflusswirksam in die öf-
fentliche Abwasseranlage gelangen kann . Zu 
den bebauten (bzw. überbauten)  und/oder 
befestigten Grundstücksflächen zählen auch 
Gebäudeüberstände (z.B. Arkaden, Dach-
überstände), die über die Grundstücksgren-
ze hinausgehen. Eine nicht leitungsgebunde-
ne Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn 
Niederschlagswasser von bebauten (bzw. 
überbauten)  und/oder befestigten Flächen 
oberirdisch aufgrund des Gefälles in die öf-
fentliche Abwasseranlage gelangen kann. 
Berechnungseinheit für die Niederschlags-
wassergebühr ist die Quadratmeterzahl (m²) 
der vorgenannten Grundstücksfläche. 

 
(2) Grundstücksflächen nach Abs. 1 werden in 

drei Klassen eingeteilt: 
 
a) Klasse 1 (Wasserundurchlässige Flächen, 

insbesondere Asphalt, Beton, Pflaster, Ver-
bundsteine, Normaldächer (Dächer, die kei-
ne Gründächer sind)), 

 
b) Klasse 2 (eingeschränkt wasserdurchlässige 

Flächen, insbesondere Schotter, Kies, Splitt, 
Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Po-
renpflaster, Betonpflaster mit Sickerfugen), 



c) Klasse 3 (Gründächer - Dachflächen mit 
einer dauerhaft geschlossenen Pflanzende-
cke, die dauerhaft einen verzögerten oder 
verringerten Abfluss des Niederschlagswas-
sers bewirken). 

 
Die Nachweispflicht für die eingeschränkte 
Wasserdurchlässigkeit bzw. Wasserrückhal-
tefähigkeit der Grundstücksflächen nach 
den Klassen 2 oder 3 liegt beim Gebühren-
pflichtigen. Bestehen Zweifel an der Einord-
nung der Flächen in die Klassen 2 oder 3, 
hat er die Versickerungsfähigkeit bzw. Was-
serrückhaltefähigkeit der jeweiligen Flächen 
nach Aufforderung durch die Stadt auf seine 
Kosten durch Einholung eines geeigneten 
Sachverständigengutachtens zu belegen. 

 
(3) Grundstücksflächen der Klasse 1 sind ohne 

Abzug gebührenpflichtig. Infolge ihrer zu-
mindest eingeschränkten Wasserdurchläs-
sigkeit bzw. Wasserrückhaltefähigkeit wer-
den die jeweiligen tatsächlichen Grund-
stücksflächen der Klasse 2 zu 70 % und der 
Klasse 3 zu 50 % als bebaute (bzw. überbau-
te) und/oder befestigte Grundstücksflächen 
veranlagt. 

 
(4) Maßgeblich für die Berechnung der bebau-

ten(bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Grundstücksflächen und die Klassifizierung 
nach Abs. 2 sind die Verhältnisse zu Beginn 
des Kalenderjahres. Der Gebührenpflichtige 
ist verpflichtet, Veränderungen der bebau-
ten und/oder befestigten Grundstücksflä-
chen der Stadt innerhalb eines Monats nach 
Abschluss der Veränderungen mitzuteilen. 
Hierzu hat er in Anlehnung an die Bau-
prüfverordnung NRW einen vorhandenen 
Lageplan oder andere geeignete Unterlagen 
vorzulegen, aus denen sich die Größe der 
bebauten und/oder befestigten Grund-
stücksflächen, die Versiegelungsart und die 
Abflusswirksamkeit dieser Flächen ergibt. 
Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vor-
lage weiterer Unterlagen auf Kosten des 
Gebührenpflichtigen fordern. Kommt der 
Gebührenpflichtige seiner Mitwirkungs-
pflicht nicht oder nur unvollständig nach, 
wird die bebaute (bzw. überbaute) 
und/oder befestigte sowie abflusswirksame 
Grundstücksfläche von der Stadt geschätzt. 
Die mitgeteilten bzw. geschätzten Verände-

c) Klasse 3 (Gründächer - Dachflächen mit einer 
dauerhaft geschlossenen Pflanzendecke, die 
dauerhaft einen verzögerten oder verringer-
ten Abfluss des Niederschlagswassers bewir-
ken). 

 
Die Nachweispflicht für die eingeschränkte 
Wasserdurchlässigkeit bzw. Wasserrückhal-
tefähigkeit der Grundstücksflächen nach den 
Klassen 2 oder 3 liegt beim Gebührenpflich-
tigen. Bestehen  Zweifel an der Einordnung 
der Flächen in die Klassen 2 oder 3, hat er 
die Versickerungsfähigkeit bzw. Wasserrück-
haltefähigkeit der jeweiligen Flächen nach 
Aufforderung durch die Stadt auf seine Kos-
ten durch Einholung eines geeigneten Sach-
verständigengutachtens zu belegen.  

 
(3) Grundstücksflächen der Klasse 1 sind ohne 

Abzug gebührenpflichtig. Infolge ihrer zu-
mindest eingeschränkten Wasserdurchläs-
sigkeit bzw. Wasserrückhaltefähigkeit wer-
den die jeweiligen tatsächlichen Grund-
stücksflächen der Klasse 2 zu 70 % und der 
Klasse 3 zu 50 % als bebaute (bzw. überbau-
te) und/oder befestigte Grundstücksflächen 
veranlagt. 

 
(4) Maßgeblich für die Berechnung der bebau-

ten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Grundstücksflächen und die Klassifizierung 
nach Abs. 2 sind die Verhältnisse zu Beginn 
des Kalenderjahres. Der Gebührenpflichtige 
ist verpflichtet, Veränderungen der bebau-
ten und/oder befestigten Grundstücksflä-
chen der Stadt innerhalb eines Monats nach 
Abschluss der Veränderungen mitzuteilen. 
Hierzu hat er in Anlehnung an die Bau-
prüfverordnung NRW einen vorhandenen 
Lageplan oder andere geeignete Unterlagen 
vorzulegen, aus denen sich die Größe der 
bebauten und/oder befestigten Grund-
stücksflächen, die Versiegelungsart und die 
Abflusswirksamkeit dieser Flächen ergibt. 
Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vor-
lage weiterer Unterlagen auf Kosten des Ge-
bührenpflichtigen fordern. Kommt der Ge-
bührenpflichtige seiner Mitwirkungspflicht 
nicht oder nur unvollständig nach, wird die 
bebaute (bzw. überbaute) und/oder befes-
tigte sowie abflusswirksame Grundstücksflä-
che von der Stadt geschätzt. Die mitgeteilten 
bzw. geschätzten Veränderungen werden 



rungen werden mit dem ersten Tag des 
Monats berücksichtigt, nach dem die Ände-
rungsanzeige der Stadt zugegangen bzw. die 
Schätzung durch die Stadt erfolgt ist. 

 
(5) Wenn der Gebührenpflichtige auf seinem 

Grundstück Niederschlagswasser, das von 
bebauten und/oder befestigten Grund-
stücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung 
abfließt, in einer Regenwasserrückhaltean-
lage (z.B. einer Zisterne) oder einer 
Brauchwasseranlage sammelt, die mit ei-
nem (Not-) Überlauf an die öffentliche Ab-
wasseranlage angeschlossen sind und deren 
Rückhaltevolumen eine Mindestgröße von 
30 Litern Niederschlagswasser pro m² dieser 
bebauten und/oder befestigten Grund-
stücksflächen aufweist, werden auf Antrag 
des Gebührenpflichtigen nur 70 % dieser 
Grundstücksflächen als gebührenpflichtig 
veranlagt. Voraussetzung für die Anwen-
dung der vorgenannten Regelung ist, dass 
das Speichervolumen der Anlage mindes-
tens 3 Kubikmeter beträgt. Befinden sich 
auf dem Grundstück des Gebührenpflichti-
gen mehrere Anlagen, sind die jeweiligen 
Speichervolumina zur Berechnung des er-
forderlichen Mindestvolumens zu addieren. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 5  Gebührensätze (Niederschlagswasser) 
 

Die Niederschlagswassergebühr für Grund-
stücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung 
beträgt je angefangenen m² bebaute (bzw. 
überbaute) und/oder befestigte Grund-
stücksfläche 0,76 €. 

 
 

mit dem ersten Tag des Monats berücksich-
tigt, nach dem die Änderungsanzeige der 
Stadt zugegangen bzw. die Schätzung durch 
die Stadt erfolgt ist.  

 
(5) Wenn der Gebührenpflichtige auf seinem 

Grundstück Niederschlagswasser, das von 
bebauten und/oder befestigten Grund-
stücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung 
abfließt, in einer Regenwasserrückhalteanla-
ge (z.B. einer Zisterne) oder einer Brauch-
wasseranlage sammelt, die mit einem (Not-
)Überlauf an die öffentliche Abwasseranlage 
angeschlossen sind und deren Rückhaltevo-
lumen eine Mindestgröße von 30 Litern Nie-
derschlagswasser pro m² dieser bebauten 
und/oder befestigten Grundstücksflächen 
aufweist, werden auf Antrag des Gebühren-
pflichtigen nur  70 % dieser Grundstücksflä-
chen als gebührenpflichtig veranlagt. Vo-
raussetzung für die Anwendung der vorge-
nannten Regelung ist, dass das Speichervo-
lumen der Anlage mindestens 3 Kubikmeter 
beträgt. Befinden sich auf dem Grundstück 
des Gebührenpflichtigen mehrere Anlagen, 
sind die jeweiligen Speichervolumina zur Be-
rechnung des erforderlichen Mindestvolu-
mens zu addieren. 

 
(6) Die Datenerhebung, Datenspeicherung und 

Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemä-
ßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht der Stadt (z. B. Planung und ausrei-
chende Dimensionierung der öffentliche 
Kanäle), zur verursachergerechten Abrech-
nung der Niederschlagswassergebühr und 
zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung 
der Niederschlagswassergebühr. Insoweit 
hat der Grundstückseigentümer als Gebüh-
renschuldner den damit verbundenen Ein-
griff in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung zu dulden. 

 
 
§ 5 Gebührensätze (Niederschlagswasser) 
 

Die Niederschlagswassergebühr für Grund-
stücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung 
beträgt je angefangenen m² bebaute (bzw. 
überbaute) und/oder befestigte Grund-
stücksfläche  
0,76 €. 

 



§ 6 Entstehung und Beendigung der Gebühren- 
und Abgabepflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des 

Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebs-
fertigen Herstellung des Anschlusses folgt. 
Die Niederschlagswassergebühr entsteht 
am 01.01., die Schmutzwassergebühr ent-
steht erst am 31.12. des jeweiligen Erhe-
bungszeitraumes. Erhebungszeitraum ist bei 
bestehenden Anschlüssen das Kalenderjahr 
und bei Anschlüssen während eines Kalen-
derjahres der Restteil des Jahres vom Be-
ginn des Monats an, der auf den Zeitpunkt 
der betriebsfertigen Herstellung des An-
schlusses folgt. 

 
(2) Die Verpflichtung zur Leistung der Abwas-

serabgabe für Direkteinleiter nach § 1 Ab-
satz 2 dieser Satzung beginnt mit dem 1. 
des Monats, der auf den Zeitpunkt der Auf-
nahme der Einleitung folgt, frühestens mit 
dem In-Kraft-Treten dieser Satzung. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall 

des Anschlusses an die öffentliche Abwas-
seranlage. Endet die Gebührenpflicht im 
Laufe eines Monats, so wird die Abwasser-
gebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, 
in dem die Veränderung erfolgt. Die Abga-
bepflicht für die Direkteinleiterabgabe en-
det mit dem Wegfall der Abwassereinlei-
tung. 

 
 
§ 7 Gebühren- und Abgabepflichtige 
 
(1) Gebühren- bzw. abgabepflichtig sind 
 
a) der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht be-

stellt ist, der Erbbauberechtigte; 
 
 

b) der Inhaber eines auf dem Grundstück be-
findlichen Betriebes, 

 
c) der Nießbraucher oder sonstige zur Nut-

zung des Grundstückes dinglich Berechtigte, 
 
 

d) der Straßenbaulastträger für die Straßen-
oberflächenentwässerung. 

 

§ 6 Entstehung und Beendigung der Gebühren- 
und Abgabepflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des 

Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebs-
fertigen Herstellung des Anschlusses folgt. 
Die Niederschlagswassergebühr entsteht am 
01.01., die Schmutzwassergebühr entsteht 
erst am 31.12. des jeweiligen Erhebungszeit-
raumes. Erhebungszeitraum ist bei beste-
henden Anschlüssen das Kalenderjahr und 
bei Anschlüssen während eines Kalenderjah-
res der Restteil des Jahres vom Beginn des 
Monats an, der auf den Zeitpunkt der be-
triebsfertigen Herstellung des Anschlusses 
folgt. 

 
(2) Die Verpflichtung zur Leistung der Abwas-

serabgabe für Direkteinleiter nach § 1 Absatz 
2 dieser Satzung beginnt mit dem 1. des 
Monats, der auf den Zeitpunkt der Aufnah-
me der Einleitung folgt, frühestens mit dem 
In-Kraft-Treten dieser Satzung. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall 

des Anschlusses an die öffentliche Abwas-
seranlage. Endet die Gebührenpflicht im 
Laufe eines Monats, so wird die Abwasser-
gebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, 
in dem die Veränderung erfolgt. Die Abga-
bepflicht für die Direkteinleiterabgabe endet 
mit dem Wegfall der Abwassereinleitung. 

 
 
 
§ 7 Gebühren- und Abgabepflichtige 
 
(1) Gebühren- bzw. abgabepflichtig sind 
 
a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erb-

baurecht bestellt ist, auch der Erbbaube-
rechtigte; 

 
b) der Inhaber eines auf dem Grundstück 

befindlichen Betriebes, 
 
b) der Nießbraucher oder sonstige derjenige, 

der ansonsten zur Nutzung des Grundstü-
ckes dinglich Berechtigte berechtigt ist, 

 
c)  der Straßenbaulastträger für die Straßen-

oberflächenentwässerung. 
 



Mehrere Gebühren- bzw. Abgabepflichtige 
haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der 

neue Eigentümer vom Beginn des Monats 
an gebühren- bzw. abgabepflichtig, der dem 
Monat der Eintragung der Rechtsänderung 
im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebühren- 
bzw. Abgabepflichtige gilt dies entspre-
chend. Einen Eigentums- oder Nutzungs-
wechsel hat der bisherige Gebühren- bzw. 
Abgabepflichtige der Stadt innerhalb eines 
Monats nach der Rechtsänderung schriftlich 
mitzuteilen.  

 
 

§ 8 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten; Be-
tretungsrechte 

 
(1) Die Gebühren- und Abgabepflichtigen ha-

ben alle für die Errechnung der Gebühren 
und Abgaben erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen sowie Daten und Unterlagen zu 
überlassen. Sie haben zu dulden, dass Be-
auftragte der Stadt das Grundstück betre-
ten, um die Bemessungsgrundlagen festzu-
stellen oder zu überprüfen. 

 
 

(2) Die Gebühren- und Abgabenpflichtige sind 
verpflichtet, Veränderungen der bebauten 
und/oder befestigten Grundstücksflächen 
gemäß § 4 Abs. 4 mitzuteilen. Die Aus-
kunftspflicht bezieht sich auf die Größe, die 
Befestigungsarten, die Nutzungsarten aller 
Teilflächen der Grundstücke einschließlich 
über Grundstücksgrenzen hinausgehender 
Gebäudeüberstände sowie auf die Art der 
Ableitung und Verwendung des Nieder-
schlagswassers von diesen Teilflächen 
(Grundstücksdaten). Der damit verbundene 
Eingriff in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung ist von den Gebühren- 
und Abgabenpflichtigen zu dulden. 

 
(3) Sofern seitens der Gebühren- und Abga-

benpflichtigen keine Angaben erfolgen, legt 
die Stadt die Einleit- und Nutzungsverhält-
nisse für Niederschlagswasser auf dem 
Grundstück auf der Grundlage der ermittel-
ten Grundstücksdaten fest. Zur Überprü-
fung der Einleit- und Nutzungsverhältnisse 
sind Beauftragte der Stadt zur Betretung 

Mehrere Gebühren- bzw. Abgabepflichtige 
haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der 

neue Grundstückseigentümer vom Beginn 
des Monats an gebühren- bzw. abgabe-
pflichtig, der dem Monat der Eintragung der 
Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für 
sonstige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige 
gilt dies entsprechend. Einen Eigentums-  
oder Nutzungswechsel hat der bisherige Ge-
bühren- bzw. Abgabepflichtige der Stadt in-
nerhalb eines Monats nach der Rechtsände-
rung schriftlich mitzuteilen. 

 
 

§ 8 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten; Be-
tretungsrechte 

 
(1) Die Gebühren- und Abgabepflichtigen haben 

alle für die Errechnung Berechnung der Ge-
bühren und Abgaben erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen sowie der Stadt die erfor-
derlichen Daten und Unterlagen zu überlas-
sen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauf-
tragte der Stadt das Grundstück betreten, 
um die Bemessungsgrundlagen festzustellen 
oder zu überprüfen.  

 
(2) Die Gebühren- und Abgabenpflichtige sind 

verpflichtet, Veränderungen der bebauten 
und/oder befestigten Grundstücksflächen 
gemäß § 4 Abs. 4 mitzuteilen. Die Aus-
kunftspflicht bezieht sich auf die Größe, die 
Befestigungsarten, die Nutzungsarten aller 
Teilflächen der Grundstücke einschließlich 
über Grundstücksgrenzen hinausgehender 
Gebäudeüberstände sowie auf die Art der 
Ableitung und Verwendung des Nieder-
schlagswassers von diesen Teilflächen 
(Grundstücksdaten). Der damit verbundene 
Eingriff in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung ist von den Gebühren- 
und Abgabenpflichtigen zu dulden.  

 
(3) Sofern seitens der Gebühren- und Abgaben-

pflichtigen keine Angaben erfolgen, legt die 
Stadt die Einleit- und Nutzungsverhältnisse 
für Niederschlagswasser auf dem Grund-
stück auf der Grundlage der ermittelten 
Grundstücksdaten fest. Zur Überprüfung der 
Einleit- und Nutzungsverhältnisse sind Be-
auftragte der Stadt zur Betretung des 



des Grundstückes berechtigt. 
 
 
§ 9 Heranziehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Abwassergebühren und die Direkteinlei-

terabgabe werden mit Gebührenbescheid 
erhoben. Sie können zusammen mit ande-
ren Abgaben erhoben werden. 

 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das 

Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen 
erfolgt einmal jährlich. Soweit erforderlich, 
kann sich die Stadt hierbei der Mitarbeit der 
Gebührenpflichtigen bedienen. Um jedoch 
eine zweimalige Ablesung zu vermeiden, 
wird auf die Verbrauchsdaten der Stadt-
werke Hilden GmbH (abgelesen oder ge-
schätzt) zurückgegriffen. 

 
 
§ 10 Vorausleistungen 
 

(1) Die Stadt erhebt auf die Schmutzwasserge-
bühren und die Direkteinleiterabgabe vom 
Beginn des Erhebungszeitraumes nach § 6 
Abs. 4 KAG NRW an angemessene Vorausleis-
tungen. Die Höhe der Vorausleistungen für 
die Schmutzwasserbeseitigung bemisst sich 
nach der Schmutzwassermenge, die sich aus 
der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Erfasst 
der Abrechnungszeitraum wegen Änderung 
des Abrechnungszeitraumes weniger als 11 
Monate, wird für die Vorausleistungen die 
abgelesene oder geschätzte Wassermenge 
auf eine Jahreswassermenge hochgerechnet. 
Beginnt die Gebührenpflicht während des Ka-
lenderjahres, wird für die Bemessung der Vo-
rausleistungen für die Schmutzwasserbeseiti-
gung die von der Stadtwerke Hilden GmbH 
kalkulierte Frischwassermenge zugrunde ge-
legt. Ist dies nicht möglich wird für die Be-
messung der Vorausleistung eine Abwasser-
menge von jährlich 40 m³ je gemeldeter Per-
son zugrunde gelegt. Bei Gewerbe- und In-
dustriebetrieben bildet zunächst die Frisch-
wassermenge, die während der ersten vier 
Monate aus der öffentlichen oder sonstigen 
Wasserversorgungsanlage entnommen 
wurde, die Grundlage für die Hochrechnung 
der Jahreswassermenge für die Vorausleis-
tungen. Die Höhe der Vorausleistungen für 
die Direkteinleiterabgabe ist auf der Grundla-

Grundstückes berechtigt. 
 

 
§ 9  Heranziehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Abwassergebühren und die Direkteinlei-

terabgabe werden mit Gebührenbescheid 
erhoben.  Sie können zusammen mit ande-
ren Abgaben erhoben werden.  

 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das 

Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen 
erfolgt einmal jährlich. Soweit erforderlich, 
kann sich die Stadt hierbei der Mitarbeit der 
Gebührenpflichtigen bedienen. Um jedoch 
eine zweimalige Ablesung zu vermeiden, 
wird auf die Verbrauchsdaten der Stadtwer-
ke Hilden GmbH (abgelesen oder geschätzt) 
zurückgegriffen. 

 
 

§ 10 Vorausleistungen/ Abschlagszahlungen 
 
(1) Die Stadt erhebt auf die Schmutzwasserge-

bühren und die Direkteinleiterabgabe vom 
Beginn des Erhebungszeitraumes nach § 6 
Abs. 4 KAG NRW an angemessene Voraus-
leistungen. Die Höhe der Vorausleistungen 
für die Schmutzwasserbeseitigung bemisst 
sich nach der Schmutzwassermenge, die sich 
aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Er-
fasst der Abrechnungszeitraum wegen Ände-
rung des Abrechnungszeitraumes weniger 
als 11 Monate, wird für die Vorausleistungen 
die abgelesene oder geschätzte Wassermen-
ge auf eine Jahreswassermenge hochge-
rechnet. Beginnt die Gebührenpflicht wäh-
rend des Kalenderjahres, wird für die Be-
messung der Vorausleistungen für die 
Schmutzwasserbeseitigung die von der 
Stadtwerke Hilden GmbH kalkulierte Frisch-
wassermenge zugrunde gelegt. Ist dies nicht 
möglich wird für die Bemessung der Voraus-
leistung eine Abwassermenge von jährlich 
40 m3 je gemeldeter Person zugrunde gelegt. 
Bei Gewerbe- und Industriebetrieben bildet 
zunächst die Frischwassermenge, die wäh-
rend der ersten vier Monate aus der öffent-
lichen oder sonstigen Wasserversorgungsan-
lage entnommen wurde, die Grundlage für 
die Hochrechnung der Jahreswassermenge 
für die Vorausleistungen. Die Höhe der Vo-
rausleistungen für die Direkteinleiterabgabe 



ge der Vorjahresabrechnung zu berechnen. 
 

 
(1a) Die Schmutzwassergebühr für Vorausleis-

tungen entspricht § 3 Abs. 1. 
 
(2) Werden die Abwassergebühren und die 

Direkteinleiterabgabe zusammen mit ande-
ren Grundbesitzabgaben angefordert, so 
richtet sich die Fälligkeit der Vorausleistun-
gen/ Abschlagszahlungen nach § 28 Grund-
steuergesetz. Ansonsten gelten für die Vo-
rausleistungen/ Abschlagszahlungen und 
die Abrechnung die im Gebührenbescheid 
genannten Fälligkeiten. 

 
(3) Bedient sich die Stadt bei der Heranziehung 

gemäß § 11 der Stadtwerke Hilden GmbH, 
so werden die Abwassergebühren und die 
Direkteinleiterabgabe 14 Tage nach Zugang 
des Gebührenbescheides fällig. Für Voraus-
leistungen/ Abschlagszahlungen gelten die 
im Gebührenbescheid angegebenen Fällig-
keiten. 

 
(4) Nach Ablauf des Erhebungszeitraumes er-

hält der Gebührenpflichtige einen Gebüh-
renbescheid über die Höhe der endgültig zu 
zahlenden Schmutzwassergebühren (Ab-
rechnung) und über die Höhe der künftig zu 
zahlenden Vorausleistungen. Gleiches gilt 
für die Heranziehung zur Direkteinleiterab-
gabe. Ergibt sich bei der Abrechnung, dass 
zu hohe Vorausleistungen bemessen wur-
den, so wird der übersteigende Betrag er-
stattet bzw. verrechnet. Wurden Voraus-
leistungen zu gering bemessen, wird der 
fehlende Betrag bei der Abrechnung nach-
erhoben. Nach der Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses werden zu viel gezahlte 
Vorausleistungen erstattet. Die auf einen 
zurückliegenden Erhebungszeitraum be-
zeichneten Abrechnungsbeträge sowie die 
sich aus der Abrechnung der Vorausleistun-
gen ergebenden Nachzahlungsbeträge sind 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. 

 
 
§ 11 Verwaltungshelfer 

 
Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anfor-
derung von Gebühren und Vorauszahlungen 

ist auf der Grundlage der Vorjahresabrech-
nung zu berechnen. 

 
(1a) Die Schmutzwassergebühr für Vorausleis-

tungen entspricht § 3 Abs. 1. 
 
(2) Werden die Abwassergebühren und die Di-

rekteinleiterabgabe zusammen mit anderen 
Grundbesitzabgaben angefordert, so richtet 
sich die Fälligkeit der Vorausleistungen/ Ab-
schlagszahlungen nach § 28 Grundsteuerge-
setz. Ansonsten gelten für die Vorausleis-
tungen/ Abschlagszahlungen und die Ab-
rechnung die im Gebührenbescheid genann-
ten Fälligkeiten. 

 
(3) Bedient sich die Stadt bei der Heranziehung 

gemäß § 11 der Stadtwerke Hilden GmbH, so 
werden die Abwassergebühren und die Di-
rekteinleiterabgabe 14 Tage nach Zugang 
des Gebührenbescheides  fällig. Für Voraus-
leistungen/ Abschlagszahlungen gelten die 
im Gebührenbescheid  angegebenen Fällig-
keiten.  

 
(3) Nach Ablauf des Erhebungszeitraumes erhält 

der Gebührenpflichtige einen Gebührenbe-
scheid über die Höhe der endgültig zu zah-
lenden Schmutzwassergebühren (Abrech-
nung) und über die Höhe der künftig zu zah-
lenden Vorausleistungen. Gleiches gilt für 
die Heranziehung zur Direkteinleiterabgabe. 
Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe 
Vorausleistungen bemessen wurden, so wird 
der übersteigende Betrag erstattet bzw. ver-
rechnet. Wurden Vorausleistungen zu gering 
bemessen, wird der fehlende Betrag bei der 
Abrechnung nacherhoben. Nach der Beendi-
gung des Benutzungsverhältnisses werden 
zu viel gezahlte Vorausleistungen erstattet. 
Die auf einen zurückliegenden Erhebungs-
zeitraum bezeichneten Abrechnungsbeträge 
sowie die sich aus der Abrechnung der Vo-
rausleistungen ergebenden Nachzahlungsbe-
träge sind innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig.  
 

 
 

§ 11 Verwaltungshelfer 
 

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforde-
rung von Gebühren und Vorauszahlungen 



der Hilfe des zuständigen Wasserversorgers 
(Stadtwerke Hilden GmbH) oder eines ande-
ren von ihr beauftragten Dritten zu bedie-
nen. 

 
 

§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen 

 
a) § 4 Abs. 4 Satz 2 Veränderungen der be-

bauten und/oder befestigten Grund-
stücksfläche der Stadt nicht, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig mitteilt 
oder insoweit falsche Angaben macht, 

 
b) § 7 Abs. 2 Satz 3 den Wechsel des Ge-

bührenpflichtigen nicht oder nicht recht-
zeitig mitteilt, 
 

c) § 8 seinen Auskunfts- und Mitwirkungs-
pflichten nicht oder nur unvollständig 
nachkommt oder Beauftragte der Stadt, 
die die Bemessungsgrundlagen feststel-
len oder überprüfen wollen, an der Be-
tretung seines Grundstücks hindert. 
 

Ordnungswidrigkeiten können mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet wer-
den. 

 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt rückwirkend am 
01.01.2013 in Kraft. 

der Hilfe des zuständigen Wasserversorgers 
(Stadtwerke Hilden GmbH) oder eines ande-
ren von ihr beauftragten Dritten zu bedie-
nen. 

 
 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich o-
der fahrlässig entgegen 
 
a) § 4 Abs. 4 Satz 2 Veränderungen der be-

bauten und/oder befestigten Grund-
stücksfläche der Stadt nicht, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig mitteilt o-
der insoweit falsche Angaben macht, 

 
b) § 7 Abs. 2 Satz 3 den Wechsel des Ge-

bührenpflichtigen nicht oder nicht recht-
zeitig mitteilt, 
 

c) § 8 seinen Auskunfts- und Mitwirkungs-
pflichten nicht oder nur unvollständig 
nachkommt oder Beauftragte der Stadt, 
die die Bemessungsgrundlagen feststellen 
oder überprüfen wollen, an der Betre-
tung seines Grundstücks hindert.  

 
Ordnungswidrigkeiten können mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet wer-
den. 

 
 
§ 13 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
15.12.2005 inklusive aller hierzu erlassenen 
Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 
 


